
Information nach Artikel 13 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO)  
(Erhebung personenbezogener Daten  
bei der betroffenen Person)  

 

 

1. Bezeichnung der 
Datenverarbeitung  

Ordnungswidrigkeitenverfahren im Straßenverkehr 

Art. 13 Abs. 1 DSGVO: 
 

 

2. Verantwortlich  

 
Stadt Rösrath 
Fachbereichsleitung 3 
Hauptstr. 229 
51503 Rösrath 
Tel.: 022058020, 
E-Mail: ordnung@roesrath.de, post@roesrath.de-mail.de  

3. Ggf. Vertretung wie vor 
4. Datenschutzbeauftragter  

 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter der Stadt Rösrath 
Tel.: 02205/802-140  
Email: Datenschutz@roesrath.de 

5. Zweck/e der 
Datenverarbeitung 

Datenverarbeitung im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Ordnungswidrigkeitenverfahren im Straßenverkehr  

6. Rechtsgrundlage  
 

Art. 6 Abs. 1 lit. c und e DSGVO, §§ 35 Abs. 2, 47 und 48 des 
Datenschutzgesetzes NRW für Ordnungsbehörden (Umsetzung 
der RICHTLINIE (EU) 2016/680 für den Bereich von Justiz und 
Inneres –EU-JI-Richtlinie-) 

7. Empfänger / Kategorien 
von Empfängern der Daten  
 

Aufgrund von Ordnungswidrigkeitenverfahren im Bereich des 
Straßenverkehrsrechts und des Fahrpersonalgesetzes gem. § 47 
Abs. 1 des Ordnungswidrigkeiten-Gesetzes (OwiG) werden 
persönliche Daten von Ihnen (Name, Vorname, Anschrift als 
Betroffener, Verantwortlicher oder als Zeuge) erhoben, um prüfen 
zu können, ob anhand eines festgestellten Sachverhaltes ein 
schuldhaftes, ordnungswidriges Verhalten in Bezug auf 
straßenverkehrsrechtliche Bestimmungen vorliegt. Dabei werden 
mir von Seiten der Polizei, Staatsanwaltschaft und anderen, mit 
der Verkehrsüberwachung beauftragten Behörden folgende 
Informationen mitgeteilt: Familienname, Vorname, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Wohnort und Fahrerlaubnis. 
 
Aufgrund der Aufgabenverteilung innerhalb der Stadtverwaltung 
kann es erforderlich sein, dass notwendige Daten an hausinterne 
zentrale Stellen weitergeleitet werden. Dazu zählen die 
Stadtkasse, sofern finanzielle Angelegenheiten abgewickelt 
werden müssen.Im Falle eines Zahlungsverzuges würden ggf. 
weitere Informationen von Dritten (z.B. Meldebehörden, 
Vollstreckungsportal NRW, Schufa) erhoben. 
 
Darüber hinaus werden Daten an Dritte außerhalb der 
Stadtverwaltung (z.B. durch Akteneinsicht an beauftragte 
Rechtsanwälte oder Krankenkassen in Bezug auf die 
Regulierung zivilrechtlicher Ansprüche bei Verkehrsunfällen) nur 
weitergeleitet, soweit dazu eine gesetzliche Verpflichtung besteht 
oder dies durch Gericht oder Strafverfolgungsbehörden bestimmt 
wird, oder eine Einwilligungserklärung Ihrerseits vorliegt. 

Art. 13 Abs. 2 DSGVO:   

8. Dauer der Speicherung:  

 
Ihre Daten werden nach der Erhebung solange gespeichert, bis 
die gesetzliche Aufbewahrungsfrist von 3 Jahren (beginnend mit 
dem Ende des Jahres, in dem das Verfahren rechtskräftig 
abgeschlossen ist) abgelaufen ist bzw. bis dies zur 
Aufgabenerledigung noch erforderlich ist. Danach werden die 



elektronisch gespeicherten Daten gelöscht und etwaige 
Papierakten vernichtet. 

9. Rechte der Betroffenen  

 
Betroffene Personen haben insbesondere folgende Rechte, wenn 
die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind:  

 Art.15: Recht auf Auskunft über die verarbeiteten 
personenbezogenen Daten  

 Art.16: Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten  

 Art.17: Recht auf Löschung (Vergessenwerden)  

 Art.18: Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung  

 Art.20: Recht auf Datenübertragbarkeit  

 Art.21: Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung 
(soweit es sich nicht um die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten bzw. die Vollstreckung von Sanktionen 
handelt) 

 Art.77: Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde:  
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit (LDI) 
NRW, Kavalleriestr. 2-4 40213 Düsseldorf  
Telefon 0211 / 38424-0 Fax 0211 / 38424-10  
Email poststelle@ldi.nrw.de Internet www.ldi.nrw.de 

10. Die Bereitstellung der 
personenbezogenen Daten 
ist hier vorgeschrieben 
durch:  

☒ Gesetz 

☐ Vertrag 

 

11. Die Bereitstellung der 
personenbezogenen Daten 
ist hier für einen 
Vertragsabschluss 
erforderlich:  

☐ Ja  

☒ Nein 

12. Es besteht hier eine 
(rechtliche) Pflicht zur 
Bereitstellung der 
personenbezogen Daten:  

☒ Ja 

☐ Nein 

13. Die Nichtbereitstellung 
der Daten hätte 
nebenstehende mögliche 
Folgen:  

Fehlende Durchsetzungsmöglichkeiten der gesetzlich 
vorgesehenen Sanktionen. 

 


